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In der öff entlichen Diskussion um die 

illegale Immigration in die EU dominieren 

einige Fehlwahrnehmungen. Zunächst sind 

die Bilder und die beinahe täglichen Nach-

richten von Anlandungen so genannter 

Clandestini an den Küsten der EU geeignet, 

einen „Ansturm“ von „Massen“ zu sugge-

rieren. Tatsächlich mag die Zahl derer, die 

von Afrika aus mit kleinen Booten illegal 

nach Europa einreisen – es sind dieses Jahr 

bislang insgesamt etwa 50.000 – zunächst 

groß erscheinen, im EU-Maßstab ist sie aber 

gering. Jedes einzelne EU-Mitglied rekru-

tiert in ähnlichem und größerem Maßstab 

Arbeitskräfte aus anderen Ländern. Nicht 

einmal einen bedeutenden Anteil an der 

illegalisierten Migration machen die spek-

takulären und lebensgefährlichen Immi-

grationen übers Meer aus. Selbst in Italien 

reiste nur etwa ein Zehntel der ohne regu-

lären Status Aufgegriff enen auf diese Weise 

ein. Die meisten kommen mit echten oder 

gefälschten Visa ins Land, bleiben aber über 

deren Ablaufdatum hinaus. Diese Form der 

Immigration wird von staatlicher Seite aus 

toleriert und bisweilen gar als zunächst 

legale StudentInnen-, PraktikantInnen, 

SaisonarbeiterInnen- oder Au-Pair-Migra-

tion gefördert. Toleriert werden auch die 

Boat-People, die in ihrem reinen Umfang 

schlicht irrelevant sind. 

Europa - Keine Festung

Sowohl Italien als auch Spanien haben 

bislang den überwiegenden Teil der Ange-

kommenen – mit oder ohne vorübergehen-

den Status – auf dem Festland freigelassen. 

Wenn dies zur Sprache kommt, dann ver-

weisen die Behörden darauf, dass sie die 

illegal Eingewanderten nur 30 (Spanien) 

bzw. 60 Tage (Italien) festhalten könnten 

und es meist nicht möglich bzw. zu aufwän-

dig wäre, ihre Abschiebung zu organisieren. 

Gelegentlich können zwar afrikanische 

Anrainer überredet werden, einige hundert 

MigrantInnen auf ihr Territorium rückfüh-

ren zu lassen, insgesamt gestaltet sich dies 

aber tatsächlich als teuer und kompliziert. 

Darüber hinaus war auch lange kein Wille 

zu solchen Rückführungen gegeben und er 

ist auch heute, aufgrund des gesteigerten 

Medieninteresses, eher symbolischer Natur. 

Bislang schob Spanien von den Kanaren 

rund dreitausend Menschen nach Senegal, 

Mauretanien, Westsahara und Marokko ab. 

Der Rest wurde auf dem Festland freigelas-

sen und lebt dort nun in Lagern und Auf-

nahmezentren unterschiedlicher Art.

Bei den ImmigrantInnen handelt es sich 

auch zum völlig überwiegenden Teil nicht 

um Flüchtlinge im engen Sinne der Genfer 

Flüchtlingskonvention (GFK), also um 

Menschen, die ein Recht hätten, in den 

EU-Staaten Asyl zu beantragen. Das ist 

wichtig: die GFK räumt den von ihr defi -

nierten Flüchtlingen lediglich das Recht 

ein, Staaten um Asyl zu bitten, verpfl ichtet 

die Staaten aber unter keinen Umständen, 

dieses zu gewähren. Einzig die Zurückwei-

sung (Refoulment) über die Grenze in ein 

Land, wo den Menschen Folter oder ähnli-

ches droht, wird durch die GFK untersagt 

– jedoch ohne dass es Sanktionsmöglichkei-

ten gäbe. Lediglich vor nationalen Gerich-

ten oder beispielsweise dem Europäischen 

Gerichtshof für Menschenrechte kann 

(wenn zuvor alle nationalen Instanzen aus-

geschöpft wurden) gegen solches Vorgehen 

geklagt werden. Faktisch bindend sind die 

Urteile für die Staaten jedoch ebenfalls 

nicht, weil es wiederum keine Sanktions-

möglichkeiten gibt. Die halb verhunger-

ten, fast verdursteten MigrantInnen an den 

Küsten der Kanaren und Lampedusas haben 

zunächst keinen Zugang zu Rechtsanwäl-

ten. Die EU-Staaten haben zudem in den 

letzten Jahren Gesetze erlassen, nach denen 

die Clandestini, auch nach ihrem Ankom-

men auf dem Boden der EU, rechtlich 

gar nicht auf dem staatlichen Territorium 

anwesend sind (zones d´attentes) und ihre 

Abschiebung keine Zurückweisung mehr 

darstellt. Im unmittelbaren Umgang mit 

den Bootsfl üchtlingen scheint das Asylre-

gime also keine Rolle zu spielen, weshalb 

linke Gruppen immer wieder einen ver-

besserten Zugang der MigrantInnen zum 

Asylsystem fordern und bisweilen Antiras-

sistInnen an den Zäunen der Lager aushar-

ren, um den vermeintlich Unwissenden auf 

verschiedenen Sprachen „beantragt Asyl, 

demand asylum!“ zurufen.

In den meisten Fällen wäre dies ein recht 

hoff nungsloses Unterfangen, da nach der 

GFK weder Armuts- noch (Bürger-)Kriegs-

fl üchtlinge asylberechtigt sind. Zu bewei-

sen, dass die ImmigrantInnen in ihrem 

Herkunftsland „…begründete Furcht 

vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Reli-

gion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer 

bestimmten sozialen Gruppe oder wegen 

ihrer politischen Überzeugung“ haben 

müssten, dass es keine Fluchtalternativen 

gäbe oder sie keine sicheren Drittstaaten 

passiert hätten, ist in der Praxis für die 

Bootsfl üchtlinge nicht möglich. Im Gegen-

teil haben diese MigrantInnen meist kei-

nerlei persönliche Dokumente dabei, um 

damit ihre unmittelbare Rückschiebung zu 

verhindern. Würden sie beginnen und es 

ihnen gelingen, in großem Maßstab Asyl 

zu beantragen, so würden die betreff enden 

Staaten darauf durch weitere Abschottungs-

maßnahmen reagieren. Denn während für 

alle EU-Staaten hinsichtlich migrantischer 

Arbeitskraft – auch im niedrig-qualifi zier-

ten Bereich – von einem „Bedarfsszena-

rio“ gesprochen wird (so beispielsweise die 

Kommission in ihrem „Strategischen Plan 

zur legalen Zuwanderung“), sind eben die-

jenigen MigrantInnen unerwünscht, die 

Rechte haben, selbst wenn es nur das Recht 

ist, nicht abgeschoben zu werden. Unter 

(erwünschter) legaler Zuwanderung werden 

gemeinhin kurzfristige, an eine Beschäfti-

gung gekoppelte Visa verstanden, die also 

nicht mit langfristigen Rechten verbunden 

sind und oft nur ein Übergangsstadium in 

die Illegalität darstellen.

Aufrüstung im rechtsfreien Raum

Die Sache ist kompliziert, vieles scheint 

sich zu widersprechen. Auf der einen Seite 

hören wir fast täglich von neuen Maßnah-

men im Kampf gegen die illegale Migra-

tion, von neuen Rücknahmeabkommen, 

quasi-militärischer Überwachungstechno-

logie (SIVE) an den maritimen Außengren-

zen, polizeilich-militärischer Aufrüstung 

des Mittelmeerraumes und der Küsten 

Westafrikas, von immer neuen Agenturen, 

die repressive Maßnahmen der Einzelstaaten 

koordinieren sollen, wie der FRONTEX-

Agentur, deren zweiter Einsatz nun um 

Lampedusa (Italien) herum bevorsteht. Aus 

unserer Mitte werden Menschen entführt, 

eingesperrt und trotz allen Protestes depor-

tiert. FRONTEX ist die jüngste Schöpfung 

der „polizeilichen und justiziellen Zusam-

menarbeit“, der so genannten „Dritten 

Säule“ der EU. Innerhalb dieser können die 

Innen- und Justizminister der Mitgliedstaa-

ten weitgehend unabhängig von nationalem 

Recht, aber auch weitgehend unbehelligt 

vom Europäischen Gerichtshof, eine EU-

weite Innenpolitik betreiben. Bezeichnen-

derweise besteht diese fast ausschließlich 

aus formellen und informellen Gremien, 

die neue repressive Strategien im Umgang 

mit Migration und Grenzsicherung ersin-

nen und dafür Unterstützung durch die 

Mitgliedstaaten einwerben. Nicht zuletzt 

Siamo tutti Clandestini! 
Das EU-Migrationsregime als Laboratorium der Entrechtung
von Christoph Marischka



Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen

10  Ausdruck - IMI-Magazin - Dezember 2006

werden immer mehr außenpolitische Berei-

che vermeintlich migrationspolitischen 

Zielen unterstellt: Es wird militärisch in 

Konfl iktregionen interveniert, unter ande-

rem um Flüchtlingsströme zu unterbinden, 

es werden Partnerschaften, Freihandels- 

und Entwicklungshilfeabkommen mit afri-

kanischen Staaten geschlossen um – nach 

Aussagen der Politiker – die Bedingungen 

in den Herkunftsstaaten zu verbessern und 

auf diesem Wege den „Immigrationsdruck“ 

zu mindern. Tatsächlich sind Wirtschafts-

förderungsprogramme zur Minderung der 

Emigration gänzlich ungeeignet. Dies ist 

den Politikern, welche diese fordern, auch 

weitgehend bewusst. Denn: Die stattfi n-

dende Migration ist nicht Ausdruck einer 

fehlenden kapitalistischen Entwicklung, 

sondern eben deren Ergebnis.

Migration als Ausdruck kapitalistischer 

Entwicklung

Aus ökonomischer Sicht ist Migration in 

ihrer historischen Gesamtheit ein selbst-

regulierender Prozess. Der Anschluss vor-

kapitalistischer Gesellschaften an den 

Weltmarkt, Privatisierungen und Effi  zi-

enzsteigerungen insbesondere in der land-

wirtschaftlichen Produktion haben stets 

Arbeitskräfte freigesetzt. In Europa ent-

stand mit der Industrialisierung ein „Heer 

der Arbeitslosen“, Massenarmut. Die Exi-

stenz der Menschen wird vom Verkauf ihrer 

Arbeitskraft auf kapitalistischen Märkten 

abhängig, die Menschen ziehen vom Land 

in die Städte und von dort in die inter-

nationalen Boomregionen, die Metropo-

len, in denen sich der global produzierte 

gesellschaftliche Reichtum konzentriert. 

Mit dem Wohlstand steigt aber zugleich 

die Nachfrage nach billiger Arbeitskraft für 

Infrastruktur und Produktionsprozesse, die 

sich räumlich nicht von der Realisierung 

ihres Mehrwerts trennen lassen. Vor allem 

aber entsteht eine neue Arbeitsteilung: 

Die gut verdienenden Ober- und Mittel-

schichten lagern zuvor nicht-bezahlte und 

deshalb auch keinen unmittelbaren Mehr-

wert liefernde, aber originär notwendige 

Tätigkeiten in die marktwirtschaftliche 

Sphäre aus: Die Alten- und Krankenpfl ege, 

Kindererziehung und -fürsorge, Haus-

halts-, Reinigungs- und Sex-Dienste. Die 

nationalen Mittelschichten der Metropo-

len, also die mit der entsprechenden Staats-

bürgerschaft, profi tieren zunächst von 

migrantischer Arbeit, indem sie einen urba-

nen post-industriellen Lebensstil pfl egen 

können. Dass sich trotz Sozialabbaus und 

Ökonomisierung der Pfl ege weiterhin weite 

Teile der nationalen Bevölkerung häusliche 

Dienste, Kinderbetreuung und Plätze in 

Altenheimen leisten können und gesund-

heitlich zumindest rudimentär abgesichert 

sind, ist v.a. migrantischer Arbeitskraft 

zu verdanken, weshalb es insbesondere in 

diesem Bereich zu neuen Rekrutierungs- 

und Legalisierungsprogrammen von staat-

licher Seite kommt (beispielsweise auch in 

Deutschland). In Österreich, wo gegenwär-

tig ein äußerst fremdenfeindlicher Diskurs 

vorherrscht, wurde von der Regierung ein 

Moratorium (also ein vorübergehendes Aus-

setzen) bei der Verfolgung illegaler Beschäf-

tigung im Pfl egebereich vorgeschlagen, da, 

nach Aussage des Wirtschaftsministers Bar-

tenstein, „es ohne die rund 40.000 illegal 

in Österreich tätigen ausländischen Pfl ege-

kräfte kurzfristig schlicht nicht geht“.

Fortlaufende Unterschichtung

Bislang gab es eine Art sozialstaatlichen 

Kompromisses zwischen diesen markt-

liberalen Vorstellungen und dem Natio-

nalismus, dem politischen Druck der 

nationalen Bevölkerung, gegenüber Zuwan-

derern privilegiert zu werden. Die arbeits-

marktpolitische Funktion des Staates ist 

es, die Arbeitskräfte politisch-rechtlich zu 

diskriminieren. In Zeiten des Wirtschafts-

wachstums, einer organisierten ArbeiterIn-

nenmacht und des ideologischen Drucks 

durch den real existierenden Kommunis-

mus, kurz: des Sozialstaats, geschah dies 

über soziale Rechte (Sozialhilfe, Arbeitslo-

sengeld, Alten- und Krankenversicherung, 

Bildung etc.), die zuerst den BürgerInnen 

und abgestuft verschiedenen Kategorien 

von MigrantInnen zugesprochen wurden 

und so auch unterschiedliche Lohnniveaus 

sicherten. Gegenwärtig werden diese sozi-

alen Rechte massiv und in ungeahnter 

Geschwindigkeit auch für die nationale 

Bevölkerung abgebaut. Das oben beschrie-

bene Wohlstandsleben kann nur noch von 

einer immer kleiner werdenden Schicht 

geführt werden und muss von einem boo-

menden Sektor der Sicherheitstechnologien 

und -dienstleistungen abgesichert werden. 

Wer über keine ausreichenden Vermö-

genswerte verfügt, wird in einem prekären 

Boot der Guardia di Finanza im Hafen von Lampedusa
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Arbeitsmarkt zum Verkauf seiner Arbeits-

kraft gedrängt, eine existenzielle Grundsi-

cherung ist faktisch kaum noch vorhanden. 

Die Empfänger von Arbeitslosengeld II in 

Deutschland beispielsweise werden Herr-

schafts- und Kontrollmechanismen unter-

worfen, die zuvor an MigrantInnen, unter 

ihnen insbesondere an Asylbewerbern 

erprobt und eingeführt wurden: Sie müssen 

mit Hausbesuchen rechnen, jederzeit für 

„Beratungsgespräche“ und Job-Angebote 

verfügbar sein. Geradezu in den Schwarz-

markt gedrängt werden wirtschaftliche 

Aktivitäten und Einkommen überwacht. 

Der Verdacht des Missbrauchs der „Sozial-

kassen“ lastet generell über allen, die Hilfe 

in Anspruch nehmen, so wie es bei Asyl-

bewerbern hinsichtlich des Asylrechts, des 

bloßen Rechts auf Gegenwart der Fall ist. 

Mittlerweile kursieren Vorschläge, Emp-

fänger von Sozialhilfe mit Gutscheinen im 

wörtlichen Sinne abzuspeisen. Am 18. Juli 

2006 entschied der Europäische Gerichts-

hof, dass die Notwendigkeit, die berufl iche 

und familiäre Situation von Arbeitslosen zu 

überwachen, dem Recht, sich innerhalb der 

EU frei zu bewegen und der Aufenthalts-

freiheit überzuordnen sei. Damit greifen 

die Einschränkungen für vorübergehend 

oder dauerhaft nicht verwertbare Menschen 

vom Bereich der sozialen Rechte in den 

der Grundrechte über. Um eine politische 

Organisation und Proteste der Betroff enen, 

also sozialen Unfrieden, gleich ob nationa-

listisch-xenophober oder klassenkämpfe-

rischer Art zu erschweren, wird weiterhin 

diskriminiert, also immer weiter unter-

schichtet. Auf der untersten Stufe stehen 

dabei die Clandestini, deren Anwesenheit 

schlicht ignoriert wird und die über keiner-

lei soziale oder politische Rechte (jedenfalls 

aus Sicht der Staaten) verfügen und die in 

einem rein negativen Verhältnis zum Recht 

stehen. Ebenso wie die von Abschiebung 

und Abschiebehaft bedrohten Menschen 

mit prekären Aufenthaltstiteln, deren reine 

Gegenwart als unrechtmäßig und straf-

bare Handlung gesehen wird. Selbst ihr 

Tod wird regelmäßig und demonstrativ in 

Kauf genommen, bspw. an den Außengren-

zen, bei Abschiebungen, in Abschiebehaft. 

Mit der Abschiebehaft ist mittlerweile ein 

Instrumentarium eingeführt worden, das 

es dem Staat erlaubt, jeden, der nicht zu 

seinen BürgerInnen zählt, aber auch nur 

diese, ohne Verfahren und Urteil zu inhaf-

tieren. In der Entrechtung von Menschen 

bzw. der segmentierten Zuerkennung von 

Rechten kann der Nationalstaat gegenüber 

einer globalisierten Weltwirtschaft einerseits 

seine Handlungsfähigkeit demonstrieren 

und sich andererseits als Wirtschaftsstand-

ort aufwerten, indem er der Wirtschaft 

noch rechtlosere und damit billigere 

Arbeitskräfte zuführt. Letzteres geschieht 

dadurch, dass die sozialen, politischen und 

existenziellen Rechte von Menschen an ihre 

gefügige Ausbeutbarkeit geknüpft werden.

Laboratorium der Entrechtung

Diese Überlegungen helfen uns, die 

Außengrenzen und ihre Abschottung, die 

keine ist, als Laboratorium der Entrech-

tung zu verstehen. Die gewaltigen und 

aufwändigen Maßnahmen zur Sicherung 

der Außengrenzen zwingen einen Teil der 

MigrantInnen dazu, ihr Leben zu riskie-

ren, ihre Dokumente zu vernichten und 

damit auch ihre Rechte aufzugeben. In 

Spanien werden die kleinen Boote, mit 

denen die ImmigrantInnen ankommen, 

Pateras genannt – Opferschalen. Ihre Ber-

gung obliegt allein den polizeilichen und 

militärischen Behörden und geschieht im 

Kontext eines permanenten Ausnahmezu-

stands in den sich räumlich ausdehnenden 

und diff undierenden Grenzregionen. Die 

Rettung von Bootsfl üchtlingen durch zivile 

Organisationen wurde durch sich konti-

nuierlich und auf Druck der EU global 

verschärfenden Anti-Schleuser-Gesetze 

und am Fall der Kap Anamur spektakulär 

kriminalisiert. Der Umgang der Behörden 

mit den Angekommenen lässt sich nicht 

an Maßstäben der Menschenrechte messen 

oder beschreiben, ihre Rettung erscheint 

humanitär und der Umgang mit ihnen 

willkürlich. Das heißt nicht, dass er rein 

repressiv oder in erster Linie von Gewalt 

geprägt wäre, viele der Grenzbeamten und 

Soldaten können durchaus Mitleid mit 

den Clandestini aufbringen. Jedoch kann 

in diesem Kontext alles passieren: Sicher-

heitskräfte können die Menschen einfach 

ertrinken lassen und Hilferufe ignorie-

ren, an den Grenzen auf sie schießen, wie 

es in Ceuta und Melilla geschehen ist. Sie 

können sie schlagen, demütigen und ein-

sperren, massenhaft abschieben und in der 

Wüste aussetzen. Wenn sie dies nicht tun, 

den dem Tode entronnenen Immigran-

SIVE-Anlage mit Radar und Wärmebildkamera auf Fuerteventura
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tInnen eine Zigarette spendieren, Wasser 

und Nahrung austeilen, so erscheint dies 

humanitär. Humanität und Willkür weisen 

darauf hin, dass die Menschen im Augen-

blick ihrer Ankunft schlicht rechtlos sind 

– nacktes Leben. Der ungeheure Aufwand, 

mit dem die „Abschottung“ und Militari-

sierung der Außengrenzen betrieben und 

die MigrantInnen in die Hände von Schlep-

pern gedrängt werden, deuten an, dass die 

Rechtlosigkeit keineswegs ein vorstaatlicher 

Naturzustand ist, der durch die National-

staaten aufgehoben wird, sondern dass sie 

gegenwärtig aktiv diese Entrechtung betrei-

ben. Nehmen wir die Grundrechte auf 

Versammlungs- oder Organisationsfreiheit: 

Wem außer den Staaten und seinen Sicher-

heitsorganen wäre es möglich, zu verhin-

dern, dass sich Menschen „friedlich und 

ohne Waff en versammeln“ oder mit ande-

ren solidarisieren und organisieren? Durch 

die rechtliche Prekarisierung werden Clan-

destini, die am stärksten von Ausbeutung 

und Unterdrückung betroff ene Gruppe vor 

solchen Handlungen abgeschreckt – jedoch 

nicht immer erfolgreich.

Rechte werden erkämpft, nicht gewährt

In Italien waren die Bedingungen für eine 

gemeinsame Organisation von MigrantIn-

nen und italienischen Linken gut. Noch 

bevor die italienische Regierung in den 

90ern eine Einwanderungsgesetzgebung 

entwickelte, begannen die Gewerkschaf-

ten, die MigrantInnen in ihren Kämpfen 

für Rechte zu unterstützen und alltägliche 

Hilfeleistungen anzubieten. Von Anfang 

an wurde die rechtliche Prekarisierung der 

MigrantInnen als Angriff  auf die Arbeite-

rInnenschaft insgesamt verstanden. Die 

politische Forderung bestand und besteht 

in der „Sanatoria generalizzata“, der bedin-

gungslosen Legalisierung aller MigrantIn-

nen und damit auch implizit der Öff nung 

der Grenzen. 1998 wurde mit den ersten 

Regelungen das Asyl betreff end auch erst-

mals eine praktikable Gesetzgebung zu 

Abschiebungen eingeführt und erstmals 

geschlossene Lager gebaut. Letzteres wurde 

in der italienischen Linken zunächst kaum 

wahrgenommen, bis es verstärkt zu Revol-

ten in diesen Lagern kam, worauf sich von 

außen Unterstützung regte. Im März 2000 

wurde ein rumänischer Arbeiter in Italien 

von seinem Chef bei lebendigem Leibe ver-

brannt, nachdem er eine bessere Bezahlung 

gefordert hatte, woraufhin die italienischen 

Basisgewerkschaften ihm die folgende 

Erste-Mai-Demo in Rom widmeten und 

ihre Forderungen nach gleichen Rechten 

für ImmigrantInnen verstärkten. In Brescia 

organisierte die pakistanische Community 

einen erfolgreichen Hungerstreik für ihre 

Legalisierung. Autonome Gruppen began-

nen in diesem Zeitraum, militant gegen 

Lager und Abschiebehafteinrichtungen 

vorzugehen. Ein Jahr später schallte der Ruf 

„Siamo tutti Clandestini“ auch durch die 

Gassen Genuas. Die Demonstration gegen 

das G8-Treff en und für die Rechte der 

Clandestini wurde von der Polizei angegrif-

fen, wobei mehrfach der Tod von Demon-

strantInnen in Kauf genommen wurde, 

das Verfahren gegen die Mörder von Carlo 

Giuliani – Carabinieris – wurde eingestellt.

Doch nicht nur die Haltung der italieni-

schen Linken war einer Organisation für 

den Kampf um Rechte förderlich. Da die 

Zuwanderung zunächst (bis in die späten 

1990er) kaum gesetzlich geregelt war, 

erfolgte sie überwiegend als unkontrol-

lierte Arbeitsmigration (ein Schritt, den 

einige Jahrzehnte zuvor hunderttausende 

ItalienerInnen selbst gegangen waren) und 

wurde auch als solche wahrgenommen. Die 

zunehmende Verrechtlichung der Immigra-

tion drückte sich für alle erfahrbar in einer 

Verschlechterung der Situation ihrer Kol-

legInnen aus. In Deutschland und vielen 

anderen Einwanderungsländern war es hin-

gegen schon zuvor gelungen, eine an sich 

ökonomische Bewegung von Menschen, 

die aus der kapitalistischen Entwicklung 

resultiert, in die Form der Asylmigration zu 

pressen und damit humanitär zuzurichten. 

So zählte in Deutschland ein Asylantrag 

lange zu den sichersten Mitteln, ein prekä-

res Aufenthaltsrecht zu erlangen. Dieses war 

dann aber mit fundamentalen Einschrän-

kungen verbunden. AsylbewerberInnen 

wurde es unter anderem untersagt, (legal) 

zu arbeiten, also für ihren Unterhalt selbst 

zu sorgen. Damit wurden sie aus weiten 

Teilen der Gesellschaft, insbesondere von 

einigen Möglichkeiten, gesellschaftliche 

Gegen-Macht zu entwickeln, ausgegrenzt. 

Das Asylrecht ist humanitär. Es wurde von 

den Siegermächten des Zweiten Weltkrieges 

als Lösung eines Problems ausgehandelt, ist 

aber niemals aus irgendwelchen Kämpfen 

hervorgegangen. Zugleich prägte die recht-

lich erzwungene Situation der Asylbewer-

berInnen (die niemals eine Mehrzahl der 

ImmigrantInnen insgesamt darstellten) 

das Bild von MigrantInnen insgesamt als 

hilfsbedürftig, abhängig, parasitär. Das 

Gegenteil ist der Fall. Sie spielen für die 

kapitalistische Entwicklung eine Schlüssel-

rolle. Deshalb soll ihre Organisation und 

eine Solidarisierung durch eine massive 

Entrechtung verhindert werden.

Gegen eine globale Zukunft der Lager

In verschiedenen Regionen der Welt, 

insbesondere in Afrika, leben über zehn 

Millionen Menschen in Lagern, fast acht 

Millionen bereits seit mehr als fünf Jahren. 

Gemeinhin werden sie als Bürgerkriegs-

fl üchtlinge gesehen, gleichzeitig stammen 

aber die Bilder, welche die globale Armut 

darstellen sollen, meist aus diesen Lagern. 

Auch in den Wohlstandszonen entstehen 

humanitär betriebene Sammelunterkünfte 

und mehr und mehr Knäste. Durch Kriege 

und die Kriminalisierung von Migration, 

also der Suche nach einem Platz zum Leben 

und Arbeiten, wird das globale Sub-Prole-

tariat entrechtet und für diese Lager zuge-

schnitten. Wer sich nicht verwerten lassen 

kann, landet im Lager und wer sich nicht 

integrieren will im Knast oder der Sam-

melabschiebung nach irgendwo. In Italien 

und Spanien betreiben insbesondere die 

Kirchen Sammelunterkünfte für Migran-

tInnen. Mittlerweile leben in diesen auch 

EU-Bürger, die nicht genug verdienen, um 

sich ein Dach über dem Kopf zu leisten, 

da mietfreies Bewohnen („Besetzen“) von 

leer stehenden Häusern und wilder Woh-

nungsbau ebenfalls illegalisiert sind und 

eine soziale Grundsicherung für immer 

weniger Menschen existiert. Die Situation 

der MigrantInnen ist also eine düstere 

Vision der Zukunft aller, wenn es uns nicht 

gelingt, gegen Staat und Kapital gemeinsam 

Rechte für Alle zu erkämpfen. 
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